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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

02.08.2018 

Geschäftszahl 

Ra 2018/19/0294 

Rechtssatz 

Die Rechtskraft einer früher in der gleichen Angelegenheit ergangenen Erledigung steht einer neuen 
Sachentscheidung gemäß § 68 Abs. 1 AVG nur dann nicht entgegen, wenn in den für die Entscheidung 
maßgebenden Umständen eine Änderung eingetreten ist. Die objektive (sachliche) Grenze dieser Wirkung der 
Rechtskraft wird durch die "entschiedene Sache", d.h. durch die Identität der Sache, über die formell 
rechtskräftig abgesprochen wurde, mit der im neuerlichen Abspruch erfassten bestimmt. Identität der Sache liegt 
dann vor, wenn einerseits weder in der für die Vorentscheidung maßgeblichen Rechtslage noch in den für die 
Beurteilung der in der Vorentscheidung als maßgebend erachteten tatsächlichen Umständen eine Änderung 
eingetreten ist (VwGH 24.5.2016, Ra 2016/21/0143, mwN). 
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